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Textliche Festsetzungen Bebauungsplan „Dorfmitte“, Gemeinde Langerringen

Präambel
Aufgrund des § 2 (1), § 10 und § 13a BauGB, des Art. 81 (2) BayBO und des Art. 23 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern hat der Gemeinderat diesen Bebauungs- und Grünord-
nungsplan als Satzung beschlossen.

1. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Rechtsgrundlage
Soweit im Plan nichts anderes bestimmt, gelten für die Bebauung im Geltungsbereich 
die Bestimmungen folgender Gesetzestexte:

- Baugesetzbuch (BauGB)
- Baunutzungsverordnung (BauNVO)
- Planzeichenverordnung (PlanZV)
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
- Bayerische Bauordnung (BayBO)
- Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in 
  der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz- BayNatSchG)
- Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern

in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

§ 2 Bestandteile
Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan besteht aus der Planzeichnung 
mit den Festsetzungen durch Planzeichen und durch Text, den Hinweisen durch Planzeichen 
und Text sowie den nachrichtlichen Übernahmen.

§ 3 Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der Planzeichnung.

2. Festsetzungen durch Text

§ 4 Art der baulichen Nutzung

(1) Die in der Planzeichnung als Baugebietsteilfläche 1 (MD1), Baugebietsteilfläche 2 (MD2)
und Baugebietsteilflächen 3 (MD3) gekennzeichneten Bereiche werden nach § 5 BauNVO
als Dorfgebiet festgesetzt. Tankstellen nach § 5 (2) Nr. 9 BauNVO sowie Vergnügungsstätten
nach § 5 (3) BauNVO werden ausgeschlossen.

(2) In den in der Planzeichnung als Baugebietsteilfläche 2 (MD2) gekennzeichneten
Flächen werden ergänzend zu Absatz 1 folgende Nutzungen ausgeschlossen:
- land- und forstwirtschaftliche Wohngebäude nach § 5 (2) Nr. 1 BauNVO
- Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude nach § 5 (2) Nr. 2 BauNVO 
- sonstige Wohngebäude nach § 5 (2) Nr. 3 BauNVO
- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 
  Beherbergungsgewerbes nach § 5 (2) Nr. 5 BauNVO.

(3) In den in der Planzeichnung als Baugebietsteilfläche 3 (MD3) gekennzeichneten
Flächen sind ausschließlich folgende Nutzungen zulässig:
- Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe nach § 5 (2) Nr. 1 BauNVO ohne
  die dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude
- Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher
  Erzeugnisse nach § 5 (2) Nr. 4 BauNVO
- Gartenbaubetriebe nach § 5 (2) Nr. 8 BauNVO.

(4) Es werden folgenden Flächen für den Gemeinbedarf nach § 9 (1) Nr. 5 BauGB festgesetzt:

Fl.Nr. 114/2  "Evangelische Gemeinde Johanneskirche" - Kirchen und 
                     kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 
Fl.Nr. 115     "Katholische Kirche St. Gallus" - Kirchen und 
                     kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen
Fl.Nr. 120     "Rathaus" - Öffentliche Verwaltung
 
§ 5 Maß der baulichen Nutzung

(1) Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die zulässige
Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) in Verbindung
mit den gemäß Planzeichnung festgesetzten Wand- und Firsthöhen. Die zulässige
GRZ je Baugrundstück beträgt 0,6, die zulässige GFZ je Baugrundstück beträgt 1,2.

(2) Die zulässige Geschossfläche darf durch Flächen von notwendigen Stellplätzen,
Garagen und zugehörige Nebeneinrichtungen um 20% überschritten werden, wenn
diese entsprechenden Flächen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche liegen.

§ 6 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise, Abstandsflächen

(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt.
Balkone, Terrassen und Überdachungen sowie Abgrabungen dürfen die Baugrenzen bis
max. 3,0 m Tiefe überschreiten.

(2) Stellplätze, Garagen und überdachte Stellplätze, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich
unterbaut wird, sind in MD1 und MD2 auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

(3) Es gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Für die überbaubare Grundstücksfläche
der Bauräume H5, H 12 und H14 sowie GB01 und GB03 ist eine grenzständige Bauweise zulässig.

(4) Die Geltung der Bestimmungen des Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 BayBO wird angeordnet.

§ 7 Stellplätze

(1) Stellplätze sind gemäß Garagen- und Stellplatzsatzung der Gemeinde Langerringen 
 in der jeweils geltenden Fassung herzustellen.

§ 8 Gestaltungsfestsetzungen

(1) Dächer

1. Dachformen sind in der Planzeichnung festgesetzt.

2. Dachaufbauten (Dachgauben, Dacheinschnitte, Zwerggiebel und Quergiebel)
sind mit Ausnahme von Kaminen unzulässig.

3. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind als zusammenhängende Flächen in, an und 
auf den Dächern zulässig. Solaranlagen müssen sich in ihrer Anordnung orthogonal an der 
Ausrichtung der Baukörper orientieren. Für Solaranlagen ist ein seitlicher Abstand von 0,5 
Meter zu den Dachkanten einzuhalten, soweit sie sich an und auf und nicht in die Dachfläche 
integriert befinden. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie und Kamine dürfen eine Höhe 
von 1,0 m über Firsthöhe bzw. über Oberkante Flachdach nicht überschreiten.

4. Ortgänge sind mit einer maximalen Tiefe von 50 cm zulässig.

5. Dachtraufen sind mit einer maximalen Tiefe von 50 cm zulässig. 

6. Die Firstrichtung ist parallel zur Längsseite des jeweiligen Baukörpers zu entwickeln.

7. Flachdächer sind mit Dachbegrünung auszuführen.

8. Garagen, überdachte Stellplätze und sonstige überdachte Nebenanlagen sind
mit einem Satteldach oder Flachdach auszubilden.

(2) Als Dacheindeckung bei geneigten Dächern sind nur Ziegel- oder Betondachsteine in 
Rot-, Braun- und Grautönen zulässig. Abweichend hiervon sind für landwirtschaftliche
Wirtschaftsgebäude Blechdacheindeckungen in Rottönen zulässig.

(3) Zulässige Materialien für Fassaden und Balkone:

     - Geputztes Mauerwerk
     - Holzschalungen
     - sichtbare Betonoberflächen (nur Balkonstützen und -tragplatten)
     - Metall- und Glaskonstruktionen (Balkonkonstruktionen, Geländer und Absturzsicherungen)

(4) Vor Außenwänden eines Gebäudes sind Abgrabungen an den einer öffentlichen
Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite nicht zu lässig.

§ 9 Grünordnung 

(1) Baumpflanzungen

Anzahl / Qualität / Art
Anzahl gem. Festsetzung durch Planzeichen
Pflanzqualität: Hochstamm, 3x verschult, Stammumfang 20-25 cm
Pflanzung gem. Pflanzliste 1:

Acer campestre 'Elsrijk' (Feld- Ahorn)
Acer platanoides 'Columnare' (Säulen- Spitz- Ahorn)
Sorbus aria (Mehlbeere)
Sorbus aucuparia (Eberesche)
Sorbus torminalis (Elsbeere)
Tilia cordata 'Greenspire' (Winter- Linde)
sowie weitere standortheimische Bäume

Wurzelraum
Pflanzung in einer mind. 9 m² großen und mind. 1,5 m tiefen durchwurzelbaren Fläche

Substrat
Substrat gemäß ZTV-Vegtra Mü, Sieblinie A

Ersatz
Die Baumpflanzungen sind auf Dauer zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang
zu ersetzen.

Standort
Die festgesetzten Baumpflanzungen sind hinsichtlich der Anzahl der zu pflanzenden Bäume,
nicht jedoch hinsichtlich ihres Standorts bindend. Etwaige gesetzliche Grenzabstände zu
Nachbargrundstücken (Art. 47 AGBGB) sind einzuhalten.

(2) Einfriedungen
Zulässige Einfriedungen sind:

- Holzstaketenzaun
- Maschendrahtzaun
- Schmiedeeiserner Zaun

Unzulässige Einfriedungen sind:

- geschlossene Mauern 
- Gabionen 

Die maximal zulässige Höhe für Einfriedungen beträgt bezogen auf das natürliche Gelände 1,40 m.

Um einen Durchgang für Kleintiere zu ermöglichen, ist ein Durchlass von 10 cm 
im Sockelbereich freizuhalten.

§ 10 Immissionsschutz

(1) Baulicher Schallschutz
Im Plangebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich schutzbedürftige Räume
(z.B. Bettenräume in Krankenanstalten, Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches, Büroräume und Ähnliches) befinden, bei
Errichtung und Änderung der Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm
vorzusehen, die gewährleisten, dass die nachfolgenden Anforderungen an die Luftschalldämmung
von Außenbauteilen eingehalten werden.

Für Festlegungen der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen sind die folgenden
Gesamt-Schalldämm-Maße R'w,ges zugrunde zu legen.

- Von der Straßenmittenachse der St2035 bis zu einem Abstand von 12 m parallel
  zur Straßenmittenachse: R'w,ges = 40 dB.

- Ab einem Abstand von 12 m parallel zur Straßenmittenachse der St2035 bis zu einem Abstand
  von 23 m parallel zur Straßenmittenachse der St2035: R'w,ges = 38 dB.

- Ab einem Abstand von 23 m parallel zur Straßenmittenachse der St2035 bis zur Pfarrgasse:
  R'w,ges = 36 dB.

- Östlich der Pfarrgasse: R'w,ges = 34 dB.

Bei Außenbauteilen von Büroräumen gelten jeweils um 5 dB geringere Anforderungen.

Mindestens einzuhalten ist R'w,ges = 30 dB.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB im Einzelfall abgewichen werden, wenn 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachge-
wiesen wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz und geringere 
Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen baurechtlichen Anforderungen möglich sind, 
um die Einhaltung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu gewährleisten.

§ 11 Sichtdreiecke Staatsstraße
An der Einmündung der Gualbert-Wälder-Str. in die St 2035 ist in südlicher Richtung ein 
Sichtdreieck mit Seitenlängen 5/70 m und an der Einmündung der Ludwig-Hiemer-Str. 
in nördlicher Richtung ein Sichtdreieck mit Seitenlängen 3/70 m von bauliche Anlagen und
Anpflanzungen mit einer Höhe von mehr als 0,80 m über dem angrenzenden Fahrbahnrand
ständig freizuhalten.
Ausgenommen hiervon sind hochstämmige Bäume, wenn die Baumreihe gestaffelt
angeordnet, der Baumabstand nicht kleiner als 10,00 m ist und die untere Kronenhöhe
mind. 2,70 m beträgt.
Diese Festsetzungen gelten nicht, wenn durch anderweitige verkehrstechnische Maßnahmen 
die Einsehbarkeit der genannten Einmündungsbereiche und damit die Sicherheit und Leichtigkeit
des Straßenverkehrs dauerhaft gewährleistet ist (z.B. Verkehrsspiegel).

§ 12 Inkrafttreten
Der Bebauungsplan tritt gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dem Tag der Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses der Gemeinde Langerringen in Kraft. 
Der Beschluss der Gemeinde Langerringen ist ortsüblich bekannt zu geben. 

1. Art der baulichen Nutzung
Festsetzungen durch Planzeichen

2. Maß der baulichen Nutzung

5. Verkehrsflächen

§9 Abs.1 Nr.11 BauGB

4. Gemeinbedarfsflächen, -einrichtungen und -anlagen

§9 Abs.1 Nr.5 BauGB

6. Grünflächen

7. Maßnahmen und Flächen zum Schutz und Pflege von Natur und Landschaft

§9 Abs.1 Nr.15 BauGB

9. Bauweise

3. Baugrenzen

§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §5 BauNVO

§9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §16 BauNVO

§9 Abs.1 Nr.2 BauGB, §23 BauNVO

§9 Abs.1 Nr.20, 25 BauGB
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Verfahrensvermerk Bebauungsplan

1.   Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 08.10.2015 die Aufstellung des Bebauungsplans,
      gemäß § 13a BauGB beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am 28.10.2015 
      ortsüblich bekannt gemacht. 

2.   Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung 
      und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 08.12.2016 hat 
      in der Zeit vom 01.02.2017 bis 01.03.2017 stattgefunden. 

3.   Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
      § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 08.12.2016
      hat in der Zeit vom 01.02.2017 bis 01.03.2017 stattgefunden.

4.   Der Entwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung in der Fassung vom 05.10.2017
     wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 05.10.2017 gebilligt.

5.   Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 05.10.2017 wurden die Behörden 
      und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
      vom 01.12.2017 bis 05.01.2018 beteiligt. 

6.   Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 05.10.2017 wurde mit der Begründung 
      gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 01.12.2017 bis 05.01.2018 öffentlich ausgelegt.

7.   Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 02.08.2018 wurden die Behörden 
      und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 
      17.08.2018 bis 28.09.2018 erneut beteiligt.

8.   Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 02.08.2018 wurde mit der Begründung 
      gemäß § 4a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 17.08.2018 bis 28.09.2018 erneut öffentlich ausgelegt.

9.   Der Entwurf des Bebauungsplanes mit der Begründung in der Fassung vom 06.06.2019
      wurde vom Gemeinderat in seiner Sitzung am 06.06.2019 gebilligt.

10. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 06.06.2019 wurden die Behörden 
      und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit 
      vom 15.07.2019 bis 19.08.2019 wiederholt beteiligt. 

11. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 06.06.2019 wurde mit der Begründung 
      gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 15.07.2019 bis 19.08.2019 wiederholt öffentlich ausgelegt.

12. Die Gemeinde Langerringen hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 28.10.2019  den 
      Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 28.10.2019 als 
      Satzung beschlossen.

      Langerringen, den ...........................
                                                                                                                                            (Siegel)
      .........................................................................................................
      (Bürgermeister)

13. Ausgefertigt

      Langerringen, den ...........................
                                                                                                                                            (Siegel)
      .........................................................................................................
      (Bürgermeister)

14. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ................... gemäß § 10 Abs. 3
      BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.

    Langerringen, den ...........................
                                                                                                                                            (Siegel)
    .........................................................................................................
    (Bürgermeister)

10. Sonstige Planzeichen

§9 Abs.1 Nr.21 und Abs.6 BauGB

§9 Abs.1 Nr.4 und Nr.22 BauGB

§1 Abs.4, §16 Abs.5 BauNVO

§9 Abs.1 Nr.4 BauGB

Hinweise durch Planzeichen

§9 Abs.6 BauGB

Nachrichtliche Übernahmen

566.5

St

Mit Gehrechten zu Gunsten
der Gemeinde für die Allgemeinheit
zu belastende Flächen

Umgrenzung von Flächen für 
Nebenanlagen auf privaten Flächen,
Zweckbestimmung "Stellplätze"

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungsbereiche:

1. Abgrenzung außerhalb der Bauräume in Bezug auf:
- die Art der baulichen Nutzung (Baugebietsteilflächen)

2. Abgrenzung innerhalb der Bauräume in Bezug auf:
- die Art der baulichen Nutzung (Baugebietsteilflächen), 
- das Maß der baulichen Nutzung (WHmin, WHmax, FHmax),
- die Bauweise, und
- die Dachform sowie die Dachneigung.

xx Flurstückgrenzen aufzuheben
(Vorschlag)

Flurstückgrenzen

Flurstücksnummer119

Geltungsbereich 

Bestandsgebäude

Schenkellänge in Metern
70.0

Sparten unterirdisch

H01 / GB01

Einzelanlagen (unbewegliche
Kulturdenkmale), die dem Denk-
malschutz unterliegen:

D-7-72-170-8: Evang.-luth. Pfarrkirche, Fl.Nr. 114/2 
D-7-72-170-9: Kath. Pfarrkirche St. Gallus, Fl.Nr. 115 
D-7-72-170-18 Pfarrstadel, Fl.Nr. 113

D
Umgrenzung von Gesamtanlagen
(Bodendenkmal Nr. "D-7-7830-0168"  
Mittelalterliche Vorgängerbauten 
der Kath. Pfarrkirche St. Gallus. 
(Fl.Nr. 115))

Höhenschichtlinien mit Angabe
der Höhenlage in m über NN,
z.B. 566.5 m ü.NN

Nummerierung Bauraum,
z.B. H01 bzw. GB01

Sichtdreieck mit Angabe der 

Textliche Festsetzungen Bebauungsplan „Dorfmitte“, Gemeinde Langerringen

Präambel
Aufgrund des § 2 (1), § 10 und § 13a BauGB, des Art. 81 (2) BayBO und des Art. 23 der Ge-
meindeordnung für den Freistaat Bayern hat der Gemeinderat diesen Bebauungs- und Grünord-
nungsplan als Satzung beschlossen.

1. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Rechtsgrundlage
Soweit im Plan nichts anderes bestimmt, gelten für die Bebauung im Geltungsbereich 
die Bestimmungen folgender Gesetzestexte:

- Baugesetzbuch (BauGB)
- Baunutzungsverordnung (BauNVO)
- Planzeichenverordnung (PlanZV)
- Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
- Bayerische Bauordnung (BayBO)
- Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in 
  der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz- BayNatSchG)
- Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern

in der zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Fassung.

§ 2 Bestandteile
Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan besteht aus der Planzeichnung 
mit den Festsetzungen durch Planzeichen und durch Text, den Hinweisen durch Planzeichen 
und Text sowie den nachrichtlichen Übernahmen.

§ 3 Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ergibt sich aus der Planzeichnung.

2. Festsetzungen durch Text

§ 4 Art der baulichen Nutzung

(1) Die in der Planzeichnung als Baugebietsteilfläche 1 (MD1), Baugebietsteilfläche 2 (MD2)
und Baugebietsteilflächen 3 (MD3) gekennzeichneten Bereiche werden nach § 5 BauNVO
als Dorfgebiet festgesetzt. Tankstellen nach § 5 (2) Nr. 9 BauNVO sowie Vergnügungsstätten
nach § 5 (3) BauNVO werden ausgeschlossen.

(2) In den in der Planzeichnung als Baugebietsteilfläche 2 (MD2) gekennzeichneten
Flächen werden ergänzend zu Absatz 1 folgende Nutzungen ausgeschlossen:
- land- und forstwirtschaftliche Wohngebäude nach § 5 (2) Nr. 1 BauNVO
- Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude nach § 5 (2) Nr. 2 BauNVO 
- sonstige Wohngebäude nach § 5 (2) Nr. 3 BauNVO
- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des 
  Beherbergungsgewerbes nach § 5 (2) Nr. 5 BauNVO.

(3) In den in der Planzeichnung als Baugebietsteilfläche 3 (MD3) gekennzeichneten
Flächen sind ausschließlich folgende Nutzungen zulässig:
- Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe nach § 5 (2) Nr. 1 BauNVO ohne
  die dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude
- Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher
  Erzeugnisse nach § 5 (2) Nr. 4 BauNVO
- Gartenbaubetriebe nach § 5 (2) Nr. 8 BauNVO.

(4) Es werden folgenden Flächen für den Gemeinbedarf nach § 9 (1) Nr. 5 BauGB festgesetzt:

Fl.Nr. 114/2  "Evangelische Gemeinde Johanneskirche" - Kirchen und 
                     kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen 
Fl.Nr. 115     "Katholische Kirche St. Gallus" - Kirchen und 
                     kirchlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen
Fl.Nr. 120     "Rathaus" - Öffentliche Verwaltung
 
§ 5 Maß der baulichen Nutzung

(1) Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die zulässige
Grundflächenzahl (GRZ) und Geschossflächenzahl (GFZ) in Verbindung
mit den gemäß Planzeichnung festgesetzten Wand- und Firsthöhen. Die zulässige
GRZ je Baugrundstück beträgt 0,6, die zulässige GFZ je Baugrundstück beträgt 1,2.

(2) Die zulässige Geschossfläche darf durch Flächen von notwendigen Stellplätzen,
Garagen und zugehörige Nebeneinrichtungen um 20% überschritten werden, wenn
diese entsprechenden Flächen innerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche liegen.

§ 6 Überbaubare Grundstücksflächen, Bauweise, Abstandsflächen

(1) Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen festgesetzt.
Balkone, Terrassen und Überdachungen sowie Abgrabungen dürfen die Baugrenzen bis
max. 3,0 m Tiefe überschreiten.

(2) Stellplätze, Garagen und überdachte Stellplätze, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO
sowie bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich
unterbaut wird, sind in MD1 und MD2 auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig.

(3) Es gilt die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO. Für die überbaubare Grundstücksfläche
der Bauräume H5, H 12 und H14 sowie GB01 und GB03 ist eine grenzständige Bauweise zulässig.

(4) Die Geltung der Bestimmungen des Art. 6 Abs. 5 Satz 1 und 2 BayBO wird angeordnet.

§ 7 Stellplätze

(1) Stellplätze sind gemäß Garagen- und Stellplatzsatzung der Gemeinde Langerringen 
 in der jeweils geltenden Fassung herzustellen.

§ 8 Gestaltungsfestsetzungen

(1) Dächer

1. Dachformen sind in der Planzeichnung festgesetzt.

2. Dachaufbauten (Dachgauben, Dacheinschnitte, Zwerggiebel und Quergiebel)
sind mit Ausnahme von Kaminen unzulässig.

3. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind als zusammenhängende Flächen in, an und 
auf den Dächern zulässig. Solaranlagen müssen sich in ihrer Anordnung orthogonal an der 
Ausrichtung der Baukörper orientieren. Für Solaranlagen ist ein seitlicher Abstand von 0,5 
Meter zu den Dachkanten einzuhalten, soweit sie sich an und auf und nicht in die Dachfläche 
integriert befinden. Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie und Kamine dürfen eine Höhe 
von 1,0 m über Firsthöhe bzw. über Oberkante Flachdach nicht überschreiten.

4. Ortgänge sind mit einer maximalen Tiefe von 50 cm zulässig.

5. Dachtraufen sind mit einer maximalen Tiefe von 50 cm zulässig. 

6. Die Firstrichtung ist parallel zur Längsseite des jeweiligen Baukörpers zu entwickeln.

7. Flachdächer sind mit Dachbegrünung auszuführen.

8. Garagen, überdachte Stellplätze und sonstige überdachte Nebenanlagen sind
mit einem Satteldach oder Flachdach auszubilden.

(2) Als Dacheindeckung bei geneigten Dächern sind nur Ziegel- oder Betondachsteine in 
Rot-, Braun- und Grautönen zulässig. Abweichend hiervon sind für landwirtschaftliche
Wirtschaftsgebäude Blechdacheindeckungen in Rottönen zulässig.

(3) Zulässige Materialien für Fassaden und Balkone:

     - Geputztes Mauerwerk
     - Holzschalungen
     - sichtbare Betonoberflächen (nur Balkonstützen und -tragplatten)
     - Metall- und Glaskonstruktionen (Balkonkonstruktionen, Geländer und Absturzsicherungen)

(4) Vor Außenwänden eines Gebäudes sind Abgrabungen an den einer öffentlichen
Verkehrsfläche zugewandten Gebäudeseite nicht zu lässig.

§ 9 Grünordnung 

(1) Baumpflanzungen

Anzahl / Qualität / Art
Anzahl gem. Festsetzung durch Planzeichen
Pflanzqualität: Hochstamm, 3x verschult, Stammumfang 20-25 cm
Pflanzung gem. Pflanzliste 1:

Acer campestre 'Elsrijk' (Feld- Ahorn)
Acer platanoides 'Columnare' (Säulen- Spitz- Ahorn)
Sorbus aria (Mehlbeere)
Sorbus aucuparia (Eberesche)
Sorbus torminalis (Elsbeere)
Tilia cordata 'Greenspire' (Winter- Linde)
sowie weitere standortheimische Bäume

Wurzelraum
Pflanzung in einer mind. 9 m² großen und mind. 1,5 m tiefen durchwurzelbaren Fläche

Substrat
Substrat gemäß ZTV-Vegtra Mü, Sieblinie A

Ersatz
Die Baumpflanzungen sind auf Dauer zu erhalten, zu pflegen und bei Abgang
zu ersetzen.

Standort
Die festgesetzten Baumpflanzungen sind hinsichtlich der Anzahl der zu pflanzenden Bäume,
nicht jedoch hinsichtlich ihres Standorts bindend. Etwaige gesetzliche Grenzabstände zu
Nachbargrundstücken (Art. 47 AGBGB) sind einzuhalten.

(2) Einfriedungen
Zulässige Einfriedungen sind:

- Holzstaketenzaun
- Maschendrahtzaun
- Schmiedeeiserner Zaun

Unzulässige Einfriedungen sind:

- geschlossene Mauern 
- Gabionen 

Die maximal zulässige Höhe für Einfriedungen beträgt bezogen auf das natürliche Gelände 1,40 m.

Um einen Durchgang für Kleintiere zu ermöglichen, ist ein Durchlass von 10 cm 
im Sockelbereich freizuhalten.

§ 10 Immissionsschutz

(1) Baulicher Schallschutz
Im Plangebiet sind an allen Fassaden und Dachflächen, hinter denen sich schutzbedürftige Räume
(z.B. Bettenräume in Krankenanstalten, Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in
Beherbergungsstätten, Unterrichtsräume und Ähnliches, Büroräume und Ähnliches) befinden, bei
Errichtung und Änderung der Gebäude technische Vorkehrungen zum Schutz vor Außenlärm
vorzusehen, die gewährleisten, dass die nachfolgenden Anforderungen an die Luftschalldämmung
von Außenbauteilen eingehalten werden.

Für Festlegungen der erforderlichen Luftschalldämmung von Außenbauteilen sind die folgenden
Gesamt-Schalldämm-Maße R'w,ges zugrunde zu legen.

- Von der Straßenmittenachse der St2035 bis zu einem Abstand von 12 m parallel
  zur Straßenmittenachse: R'w,ges = 40 dB.

- Ab einem Abstand von 12 m parallel zur Straßenmittenachse der St2035 bis zu einem Abstand
  von 23 m parallel zur Straßenmittenachse der St2035: R'w,ges = 38 dB.

- Ab einem Abstand von 23 m parallel zur Straßenmittenachse der St2035 bis zur Pfarrgasse:
  R'w,ges = 36 dB.

- Östlich der Pfarrgasse: R'w,ges = 34 dB.

Bei Außenbauteilen von Büroräumen gelten jeweils um 5 dB geringere Anforderungen.

Mindestens einzuhalten ist R'w,ges = 30 dB.

Von diesen Festsetzungen kann gemäß § 31 BauGB im Einzelfall abgewichen werden, wenn 
im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch eine schalltechnische Untersuchung nachge-
wiesen wird, dass auch geringere Anforderungen an den baulichen Schallschutz und geringere 
Schalldämm-Maße unter Beachtung der gültigen baurechtlichen Anforderungen möglich sind, 
um die Einhaltung der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 
zu gewährleisten.

§ 11 Sichtdreiecke Staatsstraße
An der Einmündung der Gualbert-Wälder-Str. in die St 2035 ist in südlicher Richtung ein 
Sichtdreieck mit Seitenlängen 5/70 m und an der Einmündung der Ludwig-Hiemer-Str. 
in nördlicher Richtung ein Sichtdreieck mit Seitenlängen 3/70 m von bauliche Anlagen und
Anpflanzungen mit einer Höhe von mehr als 0,80 m über dem angrenzenden Fahrbahnrand
ständig freizuhalten.
Ausgenommen hiervon sind hochstämmige Bäume, wenn die Baumreihe gestaffelt
angeordnet, der Baumabstand nicht kleiner als 10,00 m ist und die untere Kronenhöhe
mind. 2,70 m beträgt.
Diese Festsetzungen gelten nicht, wenn durch anderweitige verkehrstechnische Maßnahmen 
die Einsehbarkeit der genannten Einmündungsbereiche und damit die Sicherheit und Leichtigkeit
des Straßenverkehrs dauerhaft gewährleistet ist (z.B. Verkehrsspiegel).

§ 12 Inkrafttreten
Der Bebauungsplan tritt gemäß § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB mit dem Tag der Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses der Gemeinde Langerringen in Kraft. 
Der Beschluss der Gemeinde Langerringen ist ortsüblich bekannt zu geben. 

3. Hinweise durch Text

(1) Artenschutz
Um artenschutzrechtliche Konflikte auszuschließen wurde im Rahmen des Bauleitverfahrens 
eine artenschutzrechtliche Untersuchung durchgeführt. Es konnten keine artenschutzrechtliche 
Konflikte festgestellt. 

Im gesamten Planungsgebiet ist vor Beginn von Baumaßnahmen zu prüfen, inwieweit die 
artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach §44 und §45 BNatSchG bezüglich der 
gemeinschaftlich geschützten Arten des Anhangs IV FFH- Richtlinien betroffen sind. 
Aufgrund der Rechtslage hinsichtlich des europäischen Artenschutzrechts darf die 
Baufeldfreimachung nur außerhalb der Vogelbrutzeit erfolgen, also nur zwischen 30. September 
und 01. März. Andernfalls ist für das Einzelbauvorhaben bei der Regierung von Schwaben die 
Zulassung einer artenschutzrechtlichen Ausnahme nach § 45 (7) Satz 5 BNatSchG zu bean-
tragen oder Antrag auf Befreiung nach § 67 (1) Satz 1 BNatSchG von den Verboten des 
§ 44 (1) BNatSchG zu stellen.

(2) Denkmalschutz
Im Verfahrensgebiet befinden sich folgende Baudenkmäler:

D-7-72-170-8: Gualbert-Wälder-Straße 12. Evang.-luth. Pfarrkirche, erbaut 1834 (Fl.Nr. 114/2)

D-7-72-170-9: Hauptstraße 18. Kath. Pfarrkirche St. Gallus, im Kern spätromanisch, 
um 1440 erneuert, Langhaus 1712, Chor 1768 umgestaltet, Turmoberteil 1747; mit Ausstattung; 
mit Friedhofsummauerung (Fl.Nr. 115)

D-7-72-170-18: Pfarrgasse 3. Pfarrstadel, erbaut 1758; modernisiert. (Fl.Nr. 113)

Sofern an einem der Baudenkmäler oder in ihrem Nähebereich ein Baugenehmigungs- oder 
Erlaubnisverfahren durchzuführen ist, ist das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege 
zu informieren.Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 DSchG notwendig, die in einem 
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde 
zu beantragen ist.

Im Verfahrensgebiet befinden sich folgende Bodendenkmäler:
D-7-7830-0168 : Hauptstraße 18. Mittelalterliche Vorgängerbauten der

 Kath. Pfarrkirche St. Gallus. (Fl.Nr. 115)

(3) Brandschutz

1. Der Löschwasserbedarf ist über die zentrale Wasserversorgung sicherzustellen. 
Nach den technischen Regeln des DVGW-Arbeitsblatt W405 ist in Wohngebieten eine Bereit-
stellung von mindestens 800 l/min und in Gewerbegebieten mindestens 1600 l/min jeweils über 
zwei Stunden erforderlich.
2. Das Hydrantennetz ist nach den technischen Regeln des DVGW Arbeitsblatt W 331 auszu-
bauen. Hydranten sind im Abstand von ca. 100 m zu situieren.
3. Für Gebäude, die ganz oder mit Teilen mehr als 50 m von einer öffentlichen Verkehrs-
fläche entfernt sind, müssen Zufahrtswege für die Feuerwehr nach der Richtlinie über Flächen 
für die Feuerwehr auf Grundstücken angelegt werden.
4. Die Hinweise der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr sind zu beachten.
5. Die Mindestabstände zwischen Bauten und Starkstromleitungen müssen den Vorschriften
des Verbandes Deutscher Elektrotechniker VDE 0132 und 0210 entsprechen. Zur Durch-
führung eines sicheren Löschangriffs muss der Abstand zwischen dem möglichen Standplatz 
eines Stahlrohres (z.B. Geländeoberfläche, Balkon, Traufe) und den Leiterseilen mind.
9,50 m betragen.
6. Gebäude, in denen die Brüstungshöhe notwendiger Fenster mehr als 8,00 m 
über Gelände liegt, müssen zur Sicherstellung des 2. Rettungsweges mindestens zwei 
voneinander unabhängige bauliche Rettungswege haben. 

(4) Abfallbeseitigung
Zur Beseitigung von Abfällen sind  die Merkblätter des Abfallwirtschaftsverbandes Landkreis 
Augsburg (http://www.abfallwirtschaft-landkreis-augsburg.de) zu beachten. Am Tag der Leerung 
ist der Abfall an der nächstgelegenen, von den Entsorgungsfahrzeugen befahrene Straße 
bereitzustellen.

(5) Versickerung Niederschlagswasser
Bei Beachtung der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der 
dazugehörigen technischen Regeln und Merkblätter, insbesondere des DWA Arbeitsblatts A 138 
und  Merkblatts M 153, ist die Versickerung gesammelten Niederschlagswassers erlaubnisfrei.
Nicht schädlich verunreinigtes Niederschlagswasser von Dächern und sonstigen befestigten 
Flächen (Verkehrs- und Parkplatzflächen) ist zu versickern. Dazu ist das Niederschlagswasser, 
soweit technisch machbar, oberirdisch über die sog. belebte Oberbodenzone (begrünte 
Flächen, Mulden, Sickerbecken) zu versickern.

(6) Verschmutztes Niederschlagswasser
Verschmutztes Niederschlagswasser ist aus Gründen des Gewässerschutzes zu sammeln und 
schadlos durch Ableiten in die Misch- bzw. Schmutzwasserkanalisation zu beseitigen (dies gilt 
auch für Bereiche, die im Trennsystem entwässert werden). Insbesondere trifft dies zu für Nieder-
schlagswasser: bei Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird bzw. 
auf denen ein solcher Umgang nicht auszuschließen ist oder auf denen sonstige gewässer-
schädliche Nutzungen stattfinden.

(7) Hindernisse im Boden
Hindernisse im Boden sind nicht bekannt, aber grundsätzlich möglich.

(8) Altlasten
Sollten bei Aushubarbeiten optische oder organoleptische Auffälligkeiten des Bodens 
festgestellt werden, die auf eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast hindeuten, 
ist unverzüglich das Landratsamt Augsburg zu benachrichtigen (Mitteilungspflicht gem. 
Art. 1 BayBodSchG).

(9) Energie
Zur Förderung der Energieeinsparung wird auf das „ErneuerbareEnergienWärme-Gesetz 
(EEWärmeG)“, gültig seit 01.01.2009, zuletzt geändert durch Art. 9 v. 20.10.2015 
(BGBI. I S. 1722) verwiesen.

(10) Verkehrsflächen
Die Gliederung und Gestaltung der öffentlichen Verkehrsflächen ist nicht verbindlich.

(11) Baumschutz
Während der Bauzeit ist die DIN18920 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau - Schutz 
von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu beachten. 
Bestandsbäume sind während der Bauzeit in der Ausdehnung der Baumkrone mit einem 
geschlossenen Bretterzaun, Höhe mindestens 2 m zu schützen. Die RAS LP4 "Richtlinie 
für die Anlage von Straßen, Teil: Landschaftspflege, Abschnitt 4: Schutz von Bäumen,
Vegetationsbeständen und Tieren" ist zu beachten.

(12) Freiflächengestaltung
Bauanträgen ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan im Maßstab 1:200 beizugeben. 
Er ist aus diesen Festsetzungen zu entwickeln.

(13) Staatsstraße
Dem Straßengrundstück und seinen Entwässerungseinrichtungen dürfen keine Abwässer 
und kein Niederschlagswasser zugeleitet werden.

(14) Landwirtschaft
Bebauer, Erwerber und Bewohner der sich im Plangebiet befindlichen Grundstücke haben die 
landwirtschaftlichen Immissionen von angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen und Betrieben 
unentgeltlich hinzunehmen. Besonders ist hier auf die Lärmbelästigung durch Tierhaltung und 
Fahrverkehr von landwirtschaftlichen Maschinen hinzuweisen. Auch Verkehrslärm, der nach 
22:00 Uhr oder vor 6:00 Uhr durch betriebsbedinten Fahrverkehr oder sonstigen landwirtschaft-
lichen Verkehr entsteht, ist zu dulden.
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